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Sehr geehrte Frau Präsidentin! 
 
 
Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Mlinar, Kolleginnen und Kollegen haben am 

22. April 2014 unter der Nr. 1302/J an mich eine schriftliche parlamentarische Anfra-

ge betreffend Amtssprachenregelung im Volksgruppengesetz i.d.F. der Novelle 

BGBl. I Nr. 46/2011 gerichtet. 

 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

 

Zu den Fragen 1 bis 3: 

 Wie ist die mit BGBl. I Nr. 46/2011 getroffene diskriminierende Regelung über die 
Zulassung des Slowenischen als Amtssprache für die Bewohner der Gemeinden 
Eberndorf/Dobrla vas und St. Kanzian/Škocjan nach dem oben dargelegten 
EuGH-Entscheid sachlich weiterhin zu rechtfertigen? 

 Würde die Verwaltung in den beiden genannten Kärntner Gemeinden ohne die 
Einschränkung der slowenischen Amtssprache auf Einwohner taxativ bestimmter 
Ortschaften erschwert und zutreffendenfalls, wodurch und in welchem Ausmaß 
würde die Verwaltung erschwert? 

 Will die Bundesregierung der EuGH-Rechtsprechung mit einer Reparatur der 
Amtssprachenregelung im Volksgruppengesetz nachkommen? Zutreffendenfalls, 
welche Veranlassungen wurden bisher getätigt und bis wann ist mit einem ent-
sprechenden Gesetzesentwurf zu rechnen? 

 

Mit seinem Urteil in der Rechtssache C-322/13 (Grauel Rüffer / Pokorná) hat der 

Europäische Gerichtshof (EuGH) ausgesprochen, dass das Unionsrecht (speziell das 

Verbot jeder Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit und die den Uni-

onsbürgern garantierte Freizügigkeit) einer nationalen Regelung entgegensteht, die 
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das Recht, in Zivilverfahren vor den Gerichten einer bestimmten Gebietskörperschaft 

des betreffenden Mitgliedstaats eine andere Sprache als dessen Amtssprache zu ge-

brauchen, allein den in dieser Gebietskörperschaft wohnhaften Angehörigen dieses 

Staates einräumt. 

 

Zur Frage, ob und in welchem Umfang ein Mitgliedstaat den Angehörigen einer nati-

onalen Minderheit das Recht einzuräumen hat, eine andere Sprache als seine Amts-

sprache vor seinen Gerichten oder Verwaltungsbehörden zu verwenden, äußert sich 

der EuGH in diesem Urteil nicht. Dieses Urteil entspricht somit dem Urteil des EuGH 

in der Rechtssache Bickel und Franz (Rs C-274/96 vom 24. November 1998).  

Es können aus diesem Urteil daher ebenso wenig wie aus dem Urteil in der Rechts-

sache Bickel und Franz wie immer geartete Schlussfolgerungen in Bezug auf Ange-

hörige einer nationalen Minderheit gezogen werden, denen ein solches Recht in dem 

Gebiet des Mitgliedstaates, in dem sie ihren Wohnsitz haben, nach dem Recht des 

Mitgliedstaates nicht zusteht (hier: Bewohnern bestimmter Ortschaften der Gemein-

den Eberndorf und St. Kanzian am Klopeiner See im politischen Bezirk Völkermarkt). 

Entgegen der in der Anfrage offenbar vertretenen Rechtsansicht ergibt sich aus die-

sem Urteil daher auch nicht, dass die Amtssprachenregelung des Volksgruppenge-

setzes insoweit unionsrechtswidrig wäre. Das BGBl. I Nr. 46/2011 wurde fast 

einstimmig im Nationalrat und im Bundesrat beschlossen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Dr. OSTERMAYER 
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